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Nicht nur über den Steuerwettbe-
werb versuchen manche EU-Mit-
gliedstaaten für ihre Unternehmen
einen Vorsprung gegenüber Mitbe-
werbern zu verschaffen. Zuneh-
mend findet der Wettbewerb inner-
halb der EU auch über niedrige So-
zialversicherungsbeiträge statt.
Denn obwohl die europäische Integ-
ration eine gewisse Abstimmung
der nationalen Systeme der sozia-
len Sicherheit erfordert, obliegt die
konkrete Ausgestaltung der Sozial-
versicherungssysteme nach wie vor
den Mitgliedsländern. Einige EU-
Staaten nützen diese Autonomie,
um ihren Unternehmen Wettbe-
werbsvorteile gegenüber europäi-
schen Mitbewerbern zu verschaf-
fen. Indem sie für bestimmte Sekto-
ren die Arbeitgeberbeiträge zur So-
zialversicherung senken, ermögli-
chen sie heimischen Unternehmen,
andere europäische Mitbewerber
im Preiskampf zu unterbieten.

Damit der Wettbewerb um nied-
rige Sozialversicherungsbeiträge
nicht dieselbe Intensität annimmt
wie jener um geringe Unterneh-
menssteuern, haben einige Gewerk-
schaften – darunter der Deutsche
Gewerkschaftsbund – 2019 die EU-
Kommission eingeschaltet. Die ös-
terreichische Arbeiterkammer
schloss sich dem Verfahren im sel-
ben Jahr mit einer eigenen Be-
schwerde an. Konkret handelt es
sich um eine Beschwerde gegen
Slowenien wegen verbotener staatli-
cher Beihilfen. Das Verfahren ist bei
der Generaldirektion Wettbewerb
der EU-Kommission anhängig. Eine
Entscheidung steht noch aus.

Wenn Staaten öffentliche Gelder
verwenden, um heimische Wirt-

schaftszweige oder Unternehmen
zu stützen, können sie dadurch un-
lautere Vorteile gegenüber ver-
gleichbaren Branchen in anderen
EU-Ländern erzeugen. Gemäß Uni-
onsrecht sind daher staatliche Un-
ternehmensbeihilfen grundsätzlich
verboten, wenngleich die EU-Kom-
mission in Krisenzeiten großzügige
Ausnahmeregelungen zur Stützung
der Wirtschaft ermöglicht. Im an-
hängigen Rechtsfall handelt es sich
jedoch nicht um eine solche Hilfs-
maßnahme, sondern um eine wett-
bewerbsverzerrende Begünstigung
slowenischer Unternehmen, die Ar-
beitskräfte ins Ausland entsenden.

EU-weit gilt einheitlich für Ent-
sendungen die Verpflichtung, dass
einem entsandten Arbeitnehmer
für die Dauer der Entsendung zwin-
gend zumindest der Lohn gebührt,
der in dem Mitgliedstaat, in dessen
Hoheitsgebiet die Arbeitsleistung
erbracht wird, vorgeschrieben ist.
Einem aus Slowenien entsandten
Bauarbeiter steht also der in Öster-
reich kollektivvertraglich festgeleg-
te Lohn zu, und nicht der (regelmä-
ßig weit niedrigere) slowenische
Mindestlohn. Das slowenische Sozi-
alversicherungsrecht regelt aller-
dings, dass im Falle der Entsen-
dung eines Arbeitnehmers oder ei-
ner Arbeitnehmerin der Sozialver-
sicherungsbeitrag vom nationalen
Mindestlohn und nicht vom An-
spruchslohn zu berechnen ist.

Spezifische Ausnahme für
entsandte Arbeitnehmer

In Österreich entrichtet ein Arbeit-
geber für einen Facharbeiter, den
er Vollzeit auf einer Baustelle ein-
setzt, einen Sozialversicherungs-
beitrag von monatlich 643,41 Euro.
Ein slowenisches Unternehmen,
das einen Facharbeiter auf eine
Baustelle nach Österreich entsen-
det, muss indes nur 190,26 Euro an
die Sozialversicherung abführen.
Der Unterschied ergibt sich erstens
aus der niedrigeren Prozentzahl (in
Österreich: 21,58 Prozent, in Slowe-
nien: 16,10 Prozent) und zweitens
aus einer Besonderheit des sloweni-

schen Sozialversicherungsrechts,
die eine spezifische Ausnahme für
entsandte Arbeitnehmer vor-
schreibt: Die Arbeitgeberbeiträge
des slowenischen Facharbeiters
sind nicht nach seinem Anspruchs-
lohn in Österreich zu berechnen,
sondern unter Zugrundelegung des
vergleichbaren Lohns in Slowenien.
Dieser ist in der Baubranche traditi-
onell niedrig, sodass die gesetzliche
Mindestbemessungsgrundlage für
die Sozialversicherung von derzeit
1.181,75 Euro (60 Prozent des slo-
wenischen Durchschnittslohns von
derzeit 1.969,59 Euro) zum Tragen
kommt. 16,10 Prozent davon betra-
gen 190,26 Euro.

Auf einer großen Baustelle, wo
50 Facharbeiter fünf Monate im
Einsatz sind, führt ein slowenisches
Unternehmen allein 113.287 Euro
weniger an die Sozialversicherung
ab als ein vergleichbarer Mitbewer-
ber aus Österreich. Da in Österreich
auch das Lohnniveau höher ist,
liegt der Vorteil für die entsenden-
den Unternehmen sogar deutlich
höher. In der Baubranche, wo der
Wettbewerb vorrangig über den
Preis entschieden wird und die Per-
sonalkosten einen verhältnismäßig
hohen Anteil an den Gesamtkosten
ausmachen, bewirkt der Verzicht
der staatlichen slowenischen Sozial-
versicherungsträger auf nennens-
werte Beiträge einen ungerechtfer-
tigten Wettbewerbsvorteil für die
entsendenden Unternehmen und

stellt eine unzulässige staatliche
Beihilfe dar. Zusätzlich ist die Rege-
lung auch unsozial, denn dem ent-
sandten Arbeitnehmer stehen für
die Zeit der Entsendung bloß die
entsprechend niedrigeren Pensi-
onszahlungen zu.

Betroffen sind insbesondere Be-
schäftigte österreichischer Unter-
nehmen des Bau- und des Baune-
bengewerbes. Zwar ist die Auftrags-
lage der heimischen Bauunterneh-
men noch gut, aber die extreme
Teuerung, der Rohstoffmangel und
Lieferengpässe schlagen sich auf
die Umsätze nieder. Die unsichere
wirtschaftliche Lage und prognosti-
zierten Einbußen veranlassen Un-
ternehmen letztlich dazu, durch Ab-
bau des Stammpersonals Arbeits-
kosten zu reduzieren. Das sloweni-
sche Modell, kostengünstig Perso-
nal zur Verfügung zu stellen, flo-
riert in Österreich daher besonders
in der Krise. Nach wie vor ist Slowe-
nien das Land, aus welchem die
meisten Entsendungen in die öster-
reichische Bauwirtschaft erfolgen:
35 Prozent aller Arbeitskräfte, die
von Jänner bis April 2022 in die ös-
terreichische Bauwirtschaft entsen-
det wurden, stammten aus sloweni-
schen Unternehmen.

Einfallstor für Entsendungen
aus dem Westbalkan

Dabei besitzt der Großteil der nach
Österreich entsendeten Beschäftig-
ten nicht die slowenische Staatsbür-
gerschaft. Die österreichische Bau-
arbeiter Urlaubs- und Abfertigungs-
kasse wertete die Staatsbürger-
schaften der kontrollierten Beschäf-
tigten von Unternehmen aus Slowe-
nien im Jahr 2021 aus: 65 Prozent
der Arbeitskräfte, die aus sloweni-
schen Unternehmen nach Öster-
reich entsendet wurden, besaßen
die Staatsbürgerschaft von Bosnien
Herzegowina. Sie wurden oft nur
zum Schein einen Tag in Slowenien
beschäftigt, um unmittelbar im An-
schluss auf eine österreichische
Baustelle entsendet zu werden.

Der Wettlauf um niedrigere Sozi-
alversicherungsbeiträge beschert
zwar einigen wenigen Unterneh-
men satte Gewinne, erzeugt für die
Gesamtgesellschaft aber hohe
Wohlfahrtsverluste. Der Trend, im
Wettbewerb Unternehmenssteuern
und Sozialversicherungsbeträge im-
mer weiter zu senken, vernichtet
Arbeitsplätze und gefährdet den
Zusammenhalt in der EU. Mit Span-
nung bleibt daher abzuwarten, wel-
chen Weg die EU-Kommission in
diesem Fall beschreiten wird. Ihre
Entscheidung wird weitreichende
Folgen für die Zukunft des europäi-
schen Binnenmarktes haben. ■

Preiskampf über soziale Sicherheit
Gegen Slowenien ist wegen der Verletzung des EU-Beihilfenrechts ein Verfahren bei der EU-Kommission anhängig.
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Österreichischer Anwaltstag.
Der Österreichische Anwaltstag –
die jährliche Fachtagung der ös-
terreichischen Rechtsanwaltschaft
– zum Thema „Grund- und Frei-
heitsrechte noch gewünscht?“ fin-
det aktuell von 22. bis 24. Sep-
tember im Scheiblhofer „The Re-
sort“ im Burgenland statt. Fach-
vorträge, Workshops sowie Aus-
und Fortbildungsseminare mit
hochkarätigen Vortragenden ste-
hen auf dem Programm. Die Teil-
nahme ist sowohl physisch auch
digital via Live-Stream möglich.
Für Rechtsanwaltsanwärterinnen
und Rechtsanwaltsanwärter wird

die Teilnahme am Anwaltstag
(auch via Live-Stream) im Aus-
maß von zwei Halbtagen als Aus-
bildungsveranstaltung appro-
biert, wenn jeweils ein Workshop
und ein Seminar besucht wer-
den. Der Besuch eines Veranstal-
tungsteils (Workshop, Seminar)
wird im Ausmaß je eines Halbta-
ges approbiert. Mit der Teilnah-
me am Anwaltstag kommt man
der Fortbildungsverpflichtung
als Rechtsanwältin beziehungs-
weise Rechtsanwalt gemäß § 54
RL-BA 2015 nach. Nähere Infor-
mationen unter https://www.an-
waltstag.at/.

Taiyo Legal. Die auf ostasiatische
Mandanten spezialisierte, IFLR-ge-
listete Anwaltskanzlei Taiyo Legal
hat vor Kurzem ihre neuen Büro-
räume am Schwedenplatz eröffnet.
Unter vielen anderen waren der ja-
panische Außenhandelsdelegierte
Tatsuo Kamino, seine Exzellenz der
Gesandte Junichiro Otaka, Vertreter
der koreanischen Außenhandels-
stelle Kotra Sunghoon Epa Kim und
weitere Vertreter aus Politik, Diplo-
matie und Wirtschaft anwesend.
Der neue, größere Standort sei un-
erlässlich gewesen, sagte Gastgeber
und Gründer von Taiyo Legal, Alex-
ander T. Scheuwimmer.

Bigle Legal. Die Contract Lifecycle
Management (CLM)-Plattform des
spanischen Technologieunterneh-
mens Bigle Legal unterstützt die ös-
terreichische Anwaltskanzlei E+H
Rechtsanwälte GmbH dabei, ihre
Dokumente zwischen 40 und 70
Prozent schneller als auf herkömm-
liche Weise zu erstellen. Das hat ei-
ne gemeinsame Fallstudie ergeben.
Die Zusammenarbeit von Bigle Le-
gal und E+H hatte 2019 begonnen,
nachdem das in Barcelona ansässi-
ge Unternehmen am Accelerator-
Programm des Legal Tech Hub Eu-
ropa teilgenommen hatte, aus dem
Bigle Legal als Sieger hervorging.

Manz Verlag. In der Vorwoche lud
Manz zur Galanacht in die Wiener
Hofburg. Neben einem festlichen
Dinner, Zeit und Raum für Aus-
tausch und Networking wurden
auch wieder die Manz Awards
vergeben. Der Preis in der Katego-
rie „Manz Print & online“ ging an
Michael und Markus Umfahrer
für ihre Publikation „GmbH –
Handbuch für die Praxis“. Die Ka-
tegorie „Manz online“ gewannen
die Herausgeber Thomas Ratka
und Roman Rauter für ihre Leis-
tungen für die „RDB Keywords“.
Alle Kategorien und Preisträger
unter https://bit.ly/3BEtawq.
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